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Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 
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Ra 2019/18/0305 

Ra 2019/18/0306 
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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/20/0177 B 12. Juni 2018 RS 2 (hier: ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Nicht jede Änderung der Lebensführung einer Asylwerberin während ihres Aufenthalts in Österreich, die 
im Falle einer Rückkehr in den Herkunftsstaat nicht mehr aufrecht erhalten werden könnte, führt dazu, 
dass der Asylwerberin deshalb internationaler Schutz gewährt werden müsste. Entscheidend ist vielmehr 
eine grundlegende und auch entsprechend verfestigte Änderung der Lebensführung der Asylwerberin, in 
der die Anerkennung, die Inanspruchnahme oder die Ausübung ihrer Grundrechte zum Ausdruck kommt, 
die zu einem wesentlichen Bestandteil ihrer Identität geworden ist, und die bei Rückkehr in den 
Herkunftsstaat nicht gelebt werden könnte (vgl. VwGH 23.1.2018, Ra 2017/18/0301 - 0306, mwN). Die 
in der Rechtsprechung behandelte Verfolgung von Frauen westlicher Orientierung wird darin gesehen, 
dass solche Frauen, obwohl ihr westliches Verhalten oder ihre westliche Lebensführung ein solch 
wesentlicher Bestandteil ihrer Identität geworden ist, dieses Verhalten unterdrücken müssten (vgl. VwGH 
28.5.2014, Ra 2014/20/0017 bis 0018, unter Hinweis auf VwGH 6.7.2011, 2008/19/0994 bis 1000). 
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